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Vorwort 

I n meiner Allgemeinen  Staatslehre  (Duncker & Humblot, Ber l in 1970) 
hatte ich versucht, den bis zum Ende der 60er Jahre mehr oder minder 
gesicherten Bestand der Ideengeschichte von Staat und Recht sowie der 
staatlichen Institutionen in ein nach wissenschaftlichen Kri ter ien geord-
netes System zu bringen. Es weist über die Struktur des westlichen 
Staates hinaus. Zugleich bindet es den Staat i n die Staatengemeinschaft 
ein. Ich hatte im Nachwort zu dieser Allgemeinen Staatslehre darauf 
hingewiesen, daß es nun erforderlich  wäre, die pragmatische Seite des 
Staates, soweit man sie in ihrer Verfassungswirklichkeit  erfassen kann, 
auszuloten, um so den Staat als das System zu begreifen, das aus dem 
Dasein des Menschen und aus der menschlichen Natur abzuleiten ist. 
Ein System, das einer konstanten Bewegung unterworfen  ist. 

Die Allgemeine Staatslehre hat unterschiedliche Aufnahme gefunden. 
Ich habe an dieser Stelle, also öffentlich,  allen Kr i t i kern zu danken, 
die sich die Mühe gemacht haben, den wesentlichen Elementen meines 
Buches Beachtung zu schenken. Methodisches Anliegen und Anlage 
dieses Buches haben dabei aber die geringste Beachtung gefunden. Ich 
habe dieses methodische Anliegen als „normative Dialekt ik" bezeichnet 
und damit die Zuordnung gesellschaftspolitischer Geschehnisse auf das 
Hecht und die Beeinflussung gesellschaftspolitischer Zustände durch 
das Recht in methodischer Verknüpfung zu erfassen versucht. Die 
Methode im Sinne Hegels gewährleistet, die Dynamik nachzuzeichnen, 
die der Materie „Staat" innewohnt. Diese Methode, auf Gesellschaft 
und Staat angewandt, muß nicht gesetzmäßig zu einer Staatstheorie im 
Sinne des Marxismus-Leninismus führen. Die Hauptpunkte der K r i t i k 
bezogen sich auf die Überbewertung des juristisch-normativen Ansat-
zes (hier vor allem Ό. Scheuner,  Zwei Darstellungen der Allgemeinen 
Staatslehre, in: Der Staat 13 (1974) 527 ff.)  und auf die Vernachlässi-
gung moderner Entwicklungen der Gesellschaft, die sie zur Industrie-
gesellschaft h in bewegen (dazu Forsthoff,  in: Die Verwaltung 3 (1971). 
L. Adamovich  setzt sich in seinem Beitrag „Die Dialektik von Wert und 
Gesetz", in: Möhre  - Weinberger  (Hrsg.), Rechtsphilosophie und Gesetz-
gebung, 1 ff.,  mi t meiner dialektischen Methode auseinander. 

Was die krit isierte Überbewertung des Rechtes als Element des 
Staates angeht, so darf  dennoch nicht übersehen werden, daß das Recht 
und seine besondere Beachtung im System einer Darstellung, die sich 
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mit dem Staat beschäftigt, noch immer das Element für die Abgrenzung 
zu den Systemen der politologisch orientierten Systemtheorie bildet. 
Gerade die Hervorhebung des Rechtes, das durch Inhalt und Form eine 
bedeutende Eigengesetzlichkeit zu entwickeln imstande ist, h i l f t jene 
Distanz herzustellen, die die Wissenschaft vom Staat benötigt, um nicht 
i n einer politischen Handlungslehre aufzugehen, wie sie Politologen — 
oft recht orientierungslos — als das pseudowissenschaftliche Ziel ihrer 
systemkritischen Untersuchungen anbieten. 

I n dem nun vorgelegten Grundriß einer neuen Allgemeinen Staats-
lehre, die ich als kritische  Allgemeine Staatslehre gewertet wissen wi l l , 
versucht der Verfasser  aus der K r i t i k und dem Fortschritt der Wissen-
schaften, die sie seit 1969 gemacht haben, zu lernen. Er versucht die 
Verfassungswirklichkeit  des modernen westlichen Gesellschaftssystems 
— in grober Orientierung an wichtigsten politischen Systemen — zu 
erfassen und i n ein System zu bringen. So w i rd auch das Recht in das 
ihm in der politischen Praxis heute zugewiesene Spannungsverhältnis 
von Theorie und Praxis gestellt. Aber dennoch hat der Verfasser  ver-
sucht, im Recht und Rechtsbewußtsein den Wert zu erkennen, der ihnen 
bei zunehmendem Verfal l  hergebrachter auf Verfassungen gegründeter 
Institutionen zukommen müßte. Die Beachtung herrschender Verfas-
sungswirklichkeit muß zur Erkenntnis führen, daß der Gegensatz  von 
Staat  und Gesellschaft  zwar nicht i n allen öffentlichen  Bereichen, aber 
i n wesentlichen, vor allem in jenen, die man dem Staat als Dienstlei-
stungsgesellschaft zurechnet, immer mehr eingeebnet wird. Diese Ein-
ebnung muß die Bedeutung der auf diesem Gegensatz basierenden 
staatlichen Institutionen entscheidend verändern und wandeln. Diesem 
Prozeß, der jedermann — am Öffentlichen  anteilnehmend — angeht, 
versucht der Verfasser  nachzugehen: die klassischen, aus dem Staat des 
18. und 19. Jahrhunderts noch immer herrührenden, die Herrschaft 
seinerzeit tragenden Einrichtungen, Begriffe  und Vorstellungen sind 
nominell wohl bestehen geblieben, doch ihr Gewicht und ihre Bedeu-
tung haben sich im Wandel menschlichen Bewußtseins verschoben. Sie 
können nur mehr an der Kraf t  neuer um Gewaltausübung ringender 
Kräfte gemessen und so verstanden werden. 

Daher kann eine moderne kritische Staatslehre den Staat bzw. das, 
was von ihm als klassische Erscheinung verblieben ist, nicht mehr für 
sich allein begreifen. Eine moderne Staatslehre muß „krit isch" sein. 
Dies macht sie aber zu einer Systemtheorie. Die kritische Staatslehre 
muß trachten, das System als ganzes zu begreifen. Sie stellt einen be-
sonderen inhaltlichen  Bezug als Legitimationskriterium  für Staat und 
Gesellschaft in den Mit telpunkt: das System der weltweit kodifizierten 
Menschenrechte und Grundfreiheiten.  Diese Menschenrechte und 
Grundfreiheiten  — in ihrer abstrakten Form in den UN Menschen-
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rechtspakten niedergelegt — sind heute Staatszweck, den es zu reali-
sieren gilt. Sie sind inhaltliche Grundnorm des Systems. Das hält auch 
juristisch-dogmatischen Ansprüchen stand. Damit w i l l diese kritische 
Staatslehre über eine Ideen-, Institutionen- und Handlungslehre hin-
aus, eine Lehre von Inhalt und Maß staatlichen und gesellschaftlichen 
Handelns bieten, die in den Menschenrechten mitbegründet liegen. 

Dabei war abermals der Versuch zu unternehmen, die Dynamik ge-
genwärtiger Entwicklung westlicher Gesellschaftssysteme, die zur Ver-
änderung drängt, mi t Sprache und Darstellungsweise zu erfassen. Eine 
fatale, geradezu tragische Dynamik: Systemgegensätze und System-
überschneidungen. Tendenzen, die Unruhe des modernen Staates aus-
zunützen, um zur Systemveränderung zu gelangen. Der Systemver-
änderung stellt der Verfasser,  der sich zur Notwendigkeit der Erhal-
tung  der  Grundwerte  pluralistischer Gesellschaftsordnung auf der 
Basis ausgewogener Grundfreiheiten  und Menschenrechte bekennt, 
den Versuch eines Systemausgleichs entgegen. Er meint, daß noch nicht 
alle Möglichkeiten erschöpft  sind, die Grundwerte, durchaus den Gege-
benheiten der Gegenwart angepaßt, zu bewahren. 

Der Verfasser  w i l l den Studierenden und den Standort Suchenden 
ansprechen. I n erster Linie ist mi t der Schrift  ein Lehr- und Studien-
buch bezweckt. Warum sollte der Versuch nicht unternommen werden, 
den Studierenden mi t der Wirkl ichkeit des westlichen Gesellschafts-
systems vertraut zu machen und die Schablonen zu sprengen, ohne 
„die Kraf t  der Institutionen, die Qualität der Herrscher und die Tugend 
der Bürger" aus den Augen zu verlieren? Auf die Vielfalt der Lehr-
meinungen w i rd verwiesen, ohne auf den eigenen Standpunkt zu ver-
zichten. Literaturauswahl und Anmerkungsapparat sind bewußt in 
Grenzen gehalten. Interessierten Lesern sollen weiterführende  Anmer-
kungen geboten werden; Gedanken, die der Verfasser  nicht aus eige-
nem schöpfte, waren zu belegen. Daß sich der Verfasser  immer wieder 
auf seine umfassende enzyklopädisch angelegte Allgemeine  Staatslehre 
bezog, kann ihm nicht negativ zugerechnet werden, enthält dieses Buch 
doch eine Ordnung des bis 1969 angefallenen Wissenschafts- und Fak-
tenmaterials. Die Rasanz wissenschaftlicher Produktion macht es immer 
schwieriger, die Masse des Eindrucksvollen und auch weniger Ein-
drucksvollen, die unter Berufung auf Wissenschaftlichkeit die Bibl io-
theken bersten läßt, zu verarbeiten. Daher vertraut er auch auf die 
Systeme der Allgemeinen Staatslehre eines Herzog,  Kriele  und Zippe-
lius,  um das politische System der Gegenwart vom Staatstheoretischen 
her zu erfassen. 

Der Verfasser  hat für die technische Hilfeleistung bei der Endredak-
t ion des Buches den Assistenten am Wiener Inst i tut für Staats- und 



10 Vorwort 

Verwaltungsrecht, den Herren G. Springer  und Ch. Kopetzki,  zu dan-
ken. Letztem habe ich darüber hinaus auch für die fachliche und philo-
sophische K r i t i k zu danken, die dem Buch manche Unebenheit nahm. 
Meiner Mitarbeiterin, Frau Rita  Cargnelli,  habe ich für das unermüd-
liche Bemühen um die Reinschrift  der Arbeit zu danken. 

Wien, im Juni 1978 
Felix Ermacora 

Redaktionelle  Bemerkung:  Die Zahlen i n den Klammerausdrücken sind 
dann, wenn sie kurs iv gedruckt sind, Paragraphenverweise i n diesem Buch, 
wenn sie nicht kurs iv gedruckt sind, Seitenverweise, die sich auf Ermacora f 
Allgemeine Staatslehre, Ber l in 1970, beziehen. 
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ORF = österreichischer Rundfunk 
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S. = Seite 
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2 Ermacora 
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Organization 

UNIDO = Uni ted Nations Industr ia l Development Organization 
UNO = Uni ted Nations Organization 
UPU = Union postale universelle 
US-BG = Bundesgericht der USA 
v. = von, vom 
V A = Verwaltungsarchiv, Heymanns, Ber l in 
v. a. = vor al lem 
V fGH = Verfassungsgerichtshof 
VfGHSlg. = Verfassungsgerichtshofsammlung 
vgl. = vergleiche 
vol. = volume 
VVDStEL = Veröffentlichungen  der Vereinigung deutscher Staats-

rechtslehrer 
WHO = Wor ld Heal th Organization 
WMO = Wor ld Meteorological Organization 
WRV = Weimarer Reichsverfassung vom 19. August 1919 
Z. = Zif fer 
Z A N U = Zimbabwe Afr ican Nat ional Union 
Z A P U = Zimbabwe Afr ican People's Union 
ζ. Β . = zum Beispiel 
ZfgesStWi = Zeitschrift  für die gesamten Staatswissenschaften, 

Tübingen, Siebeck-Mohr 
ZfaöRVR = Zeitschrift  für ausländisches öffentliches  Recht und Völ-

kerrecht, Kohlhammer, Stuttgart 
ZfPol = Zeitschrift  für Pol i t ik, Heymanns, Köln, Ber l in 
ZöR = Zeitschrift  für öffentliches  Recht, Wien, Springer, aber 

1945 österreichische Zeitschrift  für öffentliches  Recht (auch 
von 1914 bis 1918 als Österreichische Zeitschrift  für öffent-
liches Recht) 

ZSchr. = Zeitschrift 
ZPro tMRK = Zusatzprotokoll zur europäischen Menschenrechtskonven-

t ion 
ZSR = Zeitschrift  für schweizerisches Recht, Basel 
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ERSTER T E I L 

Grundlegung zum Verständnis 
für das Dasein des modernen Staates : 

Uber die Legitimation des Staates 

E r s t e r A b s c h n i t t 

Einführung in die Wissenschaft 
von der Allgemeinen Staatslehre 

I . Kapitel 

Politikwissenschaft versus Allgemeine Staatslehre ? 

Inhalt:  Staatenwelt — System — Unterschiede zwischen Staatslehre und 
Politikwissenschaft. 

Literaturauswahl:  D. Ehrhardt,  Der Begrif f  des Mikrostaats i m Völker-
recht und i n der internationalen Ordnung, 1970; Ermacora,  Staatslehre, 
§§ I f f . ;  Forsthoff,  Der Staat der Industriegesellschaft 2, 1971; Habermas-
Luhmann, Theorie der Gesellschaft oder Sozialtechnologie, 1971; Herzog, 
Staatslehre, 33 ff.;  G. Jellinek,  Staatslehre, 3 ff.;  Kelsen,  Staatslehre, 6 ff.; 
Kelsen,  Reine Rechtslehre1, 1934; Kress - Senghaas (Hrsg.), Pol i t ikwissen-
schaft. Eine Einführung i n ihre Probleme, 1969; Kriele,  Staatslehre, §1; 
Lehmbruch,  Einführung i n die Polit ikwissenschaft 4, 1971; Narr,  Theorie-
begriffe  und Systemtheorie I 3 , 1972; K.  K.  Naßmacher,  Politikwissenschaft 
I 2 , 1973; Zippelius,  Staatslehre, §§ 1 ff. 

1. D i e Ex is tenz v o n Staaten w i r d durch die S taa tenwe l t real. De r 
Staat is t eine empir ische Größe. A l s solche we is t er Raum, B e v ö l k e r u n g 
u n d souveräne Her rscha f tgewa l t  auf, d ie v o n Menschen ausgeübt w i r d . 
D ie souveräne Herrschaf tsgewal t  is t i n der Regel, i n dieser oder jener 
Fo rm, nach ju r is t i schen Grundsätzen ver faßt .  Z u r O r i en t i e rung über 
das B i l d , das die S taa tenwe l t heute (1978) b ietet , k a n n auf die einschlä-
g igen P u b l i k a t i o n e n verw iesen werden 1 . Staaten, deren Größe u n d 

1 Zur Orientierung über die Staatenwelt und die die Staaten betreffenden 
Daten, The Statesman's Year-book 1 1 4 , 1977, hrsg. seit 1864, nach wie vor 
aufschlußreich. Zur Orientierung über die Einzelheiten der jeweil igen Regie-
rungssysteme dienen die Darstellungen bei A J. Peaslee, Constitutions of 
Nations2, 4 Bde., ab 1965, und Blaustein-Flanz, Constitutions of the World, 
15 Bde., ab 1971. 

O* 



20 I . Teil, 1. Abschnitt : Einführung 

Macht unterschiedlich sind, reichen vom Mikrostaat (z. B. Liechtenstein) 
zum Makrostaat (z. B. China). 

2. Die Bezeichnung dieser Einheiten der Staatenwelt als „Staaten" 
ist neuzeitlichen Ursprungs (Forsthoff).  I n seiner Beziehung zur Staa-
tenwelt ist der Staat  die primäre Einheit internationaler Beziehungen. 
I n seiner Beziehung nach innen ist der Staat der wesentlichste Teil der 
organisierten  Gesellschaft.  M i t welchen Eigenschaften diese Gesell-
schaft bezeichnet w i rd — „bürgerliche Gesellschaft", „Industriegesell-
schaft", „kapitalistische Gesellschaft" —, oder ob die Gesellschaft als 
„Gemeinschaft" angesehen wird, ist entweder eine terminologische oder 
eine ideologische Frage. 

Die moderne Politikwissenschaft verwendet für den Staat nach innen 
den Ausdruck „System" (Habermas,  Luhmann, Schelsky,  K.  Loewen-
steins  „politisches System"). 

Der Ausdruck  System  ist die Bezeichnung für das Komplexe der von 
den seinerzeitigen Staats- und Gesellschaftsvorstellungen erfaßten Ob-
jekte. Der in der gegenwärtigen Politikwissenschaft wiederum einge-
führte Ausdruck „System"2, der dem Begriff  des Staates den Hang 
abzulaufen beginnt, umfaßt das vom Staat in seinen völkerrechtlich 
gezogenen Grenzen Abgedeckte: das Regierungssystem, das Wi r t -
schaftssystem, das Sozialsystem, das Kultursystem und das Rechts-
system. Diese Systeme sind Teile eines politischen Systems, des Systems 
als solchem. Daher würde es in einem als Allgemeine Staatslehre be-
zeichneten Studienbuch erforderlich  sein, alle den Teilsystemen ge-
meinsamen Strukturelemente — Denker, Denksysteme, Kräfte,  Recht 
und Verfassung, Entscheidungsvorgänge und -inhalte, Ökonomie — 
herauszuheben und zu behandeln. Es soll nicht übersehen werden, daß 
die Teilsysteme des politischen Systems als ganzem auch ihre Eigen-
bewegungen und Eigengesetzlichkeiten haben. Das macht die eben ge-
nannten Teilsysteme — vor allem in einer pluralistischen Gesellschafts-
ordnung — auch zu selbständigen Größen. Sie wi rken aber aufeinander 
ein. Al le Teilsysteme in ihrer Selbständigkeit können hier schon man-
gels wissenschaftlicher Kompetenz nicht abgehandelt werden. Sie sind 
aber insoweit i n Rechnung zu stellen, als die Teilsysteme mi t ihren 
Elementen im Gesamtsystem verbunden sind und von ihm letztlich 
abhängen. Denn das Ganze ist mehr als die Summe seiner Teile. 

Eine moderne Staatslehre kann daher nur als integrative Theorie, 
Recht und Gesellschaft umfassend, verstanden werden. Den Staat mi t 
dem Recht identifizieren  (Kelsen) 3, heißt, das Ganze des Staates nicht 

2 Die Bezeichnung „System" findet sich schon i n Hegels Rechtsphilosophie 
§§ 182 —. 
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begreifen. Man kann von einer Weiterentwicklung der Theorie G. Jel-
lineks  sprechen, die als „Zwei Seiten Theorie" zum „doppelten Staats-
begriff"  führte und in die Geschichte der Theorie vom Staate einge-
gangen ist4 : 

a) den Staat i n seiner Trennung von der Gesellschaft als Recht 
(Dualismus von Staat und Gesellschaft) und 

b) den Staat als Ganzes (politisches System), Recht, Institutionen und 
Gesellschaft samt ihren Teilsystemen mitumgreifend, erfassend. 

I m Rechtsverkehr der nationalen und internationalen Beziehungen 
w i rd der Staat  noch immer als Juristische  Person,  und zwar als „Ge-
bietskörperschaft",  angesehen5: Gebietskörperschaft  ist eine über Raum 
und Volk machtausübende, als Rechtsperson angesehene Einheit von 
Personen und Sachen. 

3. Vier Wissenschaftszweige (Staatslehre, Politikwissenschaft, Inter-
nationale Beziehungen und Völkerrecht) tragen dazu bei, den Staat 
(das politische System) wissenschaftlich zu erfassen. Die Völkerrechts-
wissenschaft und die Wissenschaft von den Internationalen Beziehun-
gen begreifen den Staat nach außen; Staatslehre und Politikwissen-
schaft begreifen den Staat nach innen. Völkerrechtswissenschaft  und 
Staatslehre bilden eine, Internationale Beziehungen und Politikwissen-
schaft bilden eine andere Wissenschaftszweiggruppe. Die Wissenschafts-
zweige unterscheiden sich wie folgt: 

3.1. Terminologische  Unterschiede:  Beide Wissenschaftsgruppen kön-
nen legitimerweise das Gebilde je von ihrem Standpunkt aus begrei-
fen. Kein Wissenschaftszweig hat einen Ausschließlichkeitsanspruch, 
allein das Gebilde als Staat erfassen zu können. 

3.2. Methodische  Unterschiede:  Staatslehre und Völkerrechtswissen-
schaft haben sich aus der rechtsbezogenen Betrachtung entwickelt. Sie 
suchen nach einer durch Recht und Ordnung hergestellten Einheit des 
Staates  als Erkenntnisgegenstand. Politikwissenschaft  ist, soweit sie 
staatsbezogen ist, vor allem am Problem der Dynamik im  Staat inter-
essiert. Die Einheit des Erkenntnisgegenstandes ist weniger ihr An-
liegen. 

3.2.1. Erst beide Wissenschaftszweige tragen zur vollen Erkenntnis 
des Gebildes „Staat" bei. Notwendig ist daher eine integrative Methode, 
die normative, ökonomische und empirisch-soziologische Elemente in 
sich vereinigt: „integrative" oder „politologische Staatslehre"; das ist 

3 Kelsen,  Staatslehre, 16 f.; ders.,  Reine Rechtslehre2,1960, 289 ff. 
4 G. Jellinek,  Staatslehre, 174 ff. 
5 Siehe Ermacora,  Staatslehre, 124 ff. 




